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Betreff  Forderung von Sprach- und Qualifizierungsangeboten fiir Erwachsene mit Einwanderungsgeschichte

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, den kreisweiten Bedarf an Sprach- und Qualifizierungsangeboten fir
Erwachsene mit Einwanderungsgeschichte zu erheben und ggf. ein bedarfsgerechtes Férdermittel-
konzept zu entwickeln.

Unterschrift
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l. Sachverhalt

In der Sitzung des Ausschusses fiir Bildung, Schule und Integration am 02.03.2023 wurde ausfihrlich
zu Rahmenbedingungen und Umsetzung der Sprach- und Integrationskurse im Kreis Coesfeld berich-
tet (SV-10-0812). In der vom Kreistag eingesetzten Arbeitsgruppe zur Fachkraftesicherung wurde das
Thema Sprachférderung ebenfalls intensiver erortert.

Folgende wichtige Erkenntnisse zur allgemeinen Situation und bezliglich der Besonderheiten im Kreis
Coesfeld sind als Ergebnis festzuhalten:

Der Erwerb von Sprachkompetenz in Schrift und Wort ist der zentrale Schlissel fir eine erfolgreiche
Integration. Dies gilt sowohl fiir die soziale Integration von Neuzugewanderten als auch fir die In-
tegration von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in Ausbildung und Beschaftigung. Das Erlan-
gen von Berufsabschliissen scheitert oft nicht an den praktischen Fertigkeiten, sondern Gberwiegend
daran, dass die theoretischen Voraussetzungen aufgrund von fehlenden (Berufs-)Sprachkenntnissen
nicht gemeistert werden.

Sprach- und Integrationskurse und der Nachweis lber ein bestimmtes Deutsch-Sprachniveau bilden
eine zentrale formale Voraussetzung fiir die Verbesserung des aufenthaltsrechtlichen Status. Dies gilt
aktuell insbesondere fiir den Personenkreis, der von einem bisherigen Duldungsstatus Uber das seit
dem 01.01.2023 giiltige Chancen-Aufenthaltsrecht (nach § 104c und spater Gber §§ 25 a und b Auf-
enthG) ein langfristiges Bleiberecht erlangen méchte.

Potentiell Berechtigte miissen zumindest miindlich das Deutsch-Sprachniveau A2 nachweisen. Dies
kann in erster Linie Gber ein Zertifikat von einem Sprachkursanbieter belegt werden. Wenn die An-
tragstellenden bereits Uber ausreichende Deutsch-Sprechfdhigkeiten verfligen, miissen sie nicht
zwangslaufig einen Kurs absolvieren, sondern es reicht fiir den Nachweis, wenn sie eine sog. Exter-
nenprifung ablegen. Die Kosten fir diese Prifung belaufen sich auf ca. 150 € und kénnen im SGB Il —
Bereich bei Vorliegen einer entsprechenden Berechtigung von den Jobcentern libernommen werden.

Aufgrund der geschilderten Gegebenheiten im landlichen Flachenkreis und dem Mangel an Hono-
rarkraften sowie Teilnehmenden in homogenen Lerngruppen, scheint ggf. der Einsatz zusatzlicher
Kreismittel zur SchlieBung von Angebotsliicken angezeigt.

Gegenwartig werden Wartezeiten bis zum Start eines Integrationskurses in einigen Kommunen tber
einzelne Projektférderungen und den unermidlichen Einsatz von ehrenamtlichen Kraften Uber-
brickt. Hierbei ist die Zielgruppe auf das ehrenamtliche Engagement angewiesen und eine flachen-
und bedarfsdeckende Planungssicherheit ist auf diese Weise fiir die Kommunen nicht gegeben.

Grundsatzlich wird es zudem als wiinschenswert erachtet, dass alle Personen, die sich (iber einen
langeren Zeitraum in Deutschland aufhalten, einen Zugang zu einem Basis-Deutschkurs erhalten —
ganz unabhangig vom aufenthaltsrechtlichen Status. Nur durch die Moglichkeit zur Verstandigung
werden Teilhabe und selbstwirksame Integration in die Regelsysteme fiir Erwachsene mit Einwande-
rungsgeschichte moglich.

Durch einen Haushaltsansatz zur Qualifizierung- und Sprachférderung der Zielgruppe, kdnnten wir-
kungsvolle und niedrigschwellige Angebote durch das Kommunale Integrationszentrum initiiert und
gemeinsam mit den Stadten und Gemeinden, den Fliichtlingsinitiativen und den Tragern der freien
Wohlfahrtspflege umgesetzt werden.

Neben der Vorbereitung auf einen Integrationskurs waren alltagspraktische Sprachférderangebote
ebenso denkbar, wie berufsfachsprachliche Vertiefungskurse. Das Jahr 2023 kdnnte genutzt werden,
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den Bedarf an zusatzlicher Sprach- und Qualifizierungsférderung zu ermitteln und tber den Entwurf
einer Forderrichtlinie ein bedarfsgerechtes und flaichendeckendes Angebot zu konzipieren.

Wichtig ware darlber hinaus, das vorhandene Sprach- und Qualifizierungsangebot fiir Menschen mit
Einwanderungsgeschichte abzubilden und moégliche Zugangsbarrieren abzubauen. So gibt es z. B.
Erstorientierungskurse vom ASB Minsterland e.V. in Nottuln, Seppenrade und online, die nicht fre-
qguentiert werden, obwohl sie eine sinnvolle Vorbereitung auf einen Integrationskurs darstellen.

1. Kosten/Finanzierung

BAMF-Kurse

Fiir Kurse das BAMF werden dem Trager nach vorliegendem Kenntnisstand 4,58€ pro TN pro UE er-
stattet. Somit belaufen sich die Kosten pro TN fiir einen allgemeinen Integrationskurs mit 700 UE auf
3.206€. Geht man davon aus, dass an einem Kurs 20 Personen teilnehmen, belaufen sich die Kosten
auf 64.120€.

Selbstzahler miissen grundsatzlich nur 50% der Kosten tragen, also 2,29€ pro UE und 1.603€ fiir ei-
nen gesamten Kurs. Dariiber hinaus steht einem Selbstzahler die Moglichkeit offen, nach erfolgrei-
chem Abschluss 50% des Eigenanteils auf Antrag zuriickerstatten zu lassen, also 801,50€.

Eine freiberufliche Lehrkraft muss in einem Integrationskurs mindestens 42,23€ pro UE erhalten.

Dariiber hinaus erhalt der Trager eine Kostenerstattung fiir den Einstufungstest sowie fir die Pri-
fung.
Eine Externenprifung kostet je Fall 150€ bei einem Sprachkurstrager (s.o).

Angebote in Einzelprojekten und/oder durch Ehrenamtler
Hierzu liegen beziglich Kosten/Finanzierung bisher nur punktuell Erkenntnisse vor. Hier kbnnte tUber
eine Bestandserhebung mehr Klarheit geschaffen werden.

Bestands-/Bedarfserhebung
Die Bestandserhebung zu Sprachforderangeboten soll durch die Verwaltung erfolgen (KI) und verur-
sacht zunachst keine zusatzlichen Kosten.

. Alternativen

e Auf weitere kreiseigene Aktivitdten zur Sprachférderung wird verzichtet. Diese gilt dann auch fir
die Bestandserhebung.

e Uber Alternativen und Varianten méglicher kreiseigener Aktivitidten/Férderungen zur Sprachfér-
derung kann und soll erst nach Vorliegen der Bestands-/Bedarfserhebung entschieden werden.

Iv. Zustdndigkeit fiir die Entscheidung
Aufgrund der inhaltlichen Zustandigkeit soll die Beauftragung zur Bestandserhebung durch den Fach-
ausschuss erfolgen.



	NR
	Gremium
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	FAuswirkung

